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REGIONALE PLANUNGSGEMEINSCHAFT
MITTELTHU RINGEN
Körperschaft des öffentlichen Rechts

Beschluss-Nr. PLV 45/05/24 vom 06.02.2024
der Regionalen Planungsgemeinschaft Mittelthüringen (RPG) über den

Antrag der Gemeinde Sonneborn auf Zielabweichung
- von der zeichnerischen Festlegung des Vorranggebietes landwirt­

schaftliche Bodennutzung LB-4 sowie
- vom Ziel 4-3 des Regionalplans Mittelthüringen

Zur Schaffung planungsrechtlicher Grundlagen für die angestrebte Erweiterung eines ansässigen
Unternehmens (Fa. JTJ SONNEBORN INDUSTRIE GmbH) beabsichtigt die Gemeinde Sonne­
born die Änderung ihres Flächennutzungsplanes (bekannt gemacht am 26.09.2023). Angestrebt
ist die Darstellung einer gewerblichen Baufläche. Der Änderungsbereich im direkten Anschluss an
das vorhandene Gewerbegebiet ,,Am Arzbach" umfasst ca. 6,6 ha (direkter Anschluss an bereits
im Flächennutzungsplan dargestellte gewerbliche Baufläche ebenso wie direkter Anschluss an
vorhandene Bebauung).

Aufgrund der Lage des Änderungsbereiches innerhalb des im Regionalplan Mittelthüringen fest­
gelegten Vorranggebietes landwirtschaftliche Bodennutzung (konkret: LB-4 ,Südlich Sonneborn")
verstößt die angestrebte 1. Änderung des Flächennutzungsplanes derzeit gegen die zeichnerische
Festlegung sowie das textliche Ziel 4-3 des Regionalplans (Verstoß gegen § 1 Abs. 4 Baugesetz­
buch (BauGB)). Die Gemeinde Sonneborn hat daher einen Antrag auf Zielabweichung bei der
zuständigen oberen Landesplanungsbehörde beim Thüringer Landesverwaltungsamt (TLVwA)
gemäß§ 6 Abs. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) i. V. m. § 11 Abs. 3 Thüringer Landesplanungs­
gesetz (ThürLPIG) gestellt (Schreiben vom 09.01.2024 seitens der Gemeinde Nessetal als erfül­
lender Gemeinde für Sonneborn).

Die für die Firmenerweiterung der Fa. JTJ SONNEBORN INDUSTRIE GmbH ebenfalls erforderli­
che 2. Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wird seitens der Gemeinde Sonne­
born parallel zur angestrebten Änderung des Flächennutzungsplanes durchgeführt. Sowohl die
Flächennutzungsplanung als auch die Bebauungsplanung sind gemäß S 1 Abs. 4 BauGB an Ziele
der Raumordnung anzupassen. Folglich bedarf es sowohl für den Flächennutzungsplan als auch
den Bebauungsplan eines Zielabweichungsverfahrens. Für die 2. Änderung des Bebauungspla­
nes ist - unter Beteiligung der Regionalen Planungsgemeinschaft (siehe Beschluss-Nr. STA
24/04/23 vom 06.03.2023) - bereits ein Zielabweichungsverfahren durchgeführt und seitens der
oberen Landesplanungsbehörde mit Schreiben vom 14.04.2023 positiv beschieden worden.

Mit Schreiben vom 11.01.2024 hat die obere Landesplanungsbehörde die Regionale Planungs­
stelle Mittelthüringen über den Antrag der Gemeinde Sonneborn informiert und um Stellungnahme
gebeten. Folgende Unterlagen wurden seitens der oberen Landesplanungsbehörde (per E-Mail
vom 11.01.2024) übermittelt:
- Schreiben vom 09.01.2024 der Gemeinde Nessetal als erfüllender Gemeinde für Sonneborn;
- Ausführungen der Gemeinde Sonneborn zur beabsichtigten 1. Änderung des Flächennutzungs-

planes inkl. Abgrenzung des Änderungsbereiches und angestrebter Darstellung (Stand: Januar
2024, Planungsgruppe 91 ).
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Die Planungsversammlung hat die o. g. eingegangenen Unterlagen sowie die Einschätzung der
Regionalen Planungsstelle beraten und folgenden Beschluss gefasst:

Die Regionale Planungsgemeinschaft Mittelthüringen erteilt ihr Einvernehmen zu einer Ziel­
abweichung gemäß § 6 Abs. 2 ROG unter folgender Voraussetzung:

Für die Schaffung der planungsrechtlichen Grundlagen der angestrebten Erweiterung der
Fa. JTJ SONNEBORN INDUSTRIE GmbH erfolgt im Zuge der 1. Änderung des Flächennut­
zungsplanes die Darstellung einer Sonderbaufläche bzw. eines Sondergebietes mit ent­
sprechender Zweckbestimmung.

Begründung:

Das ROG definiert (abschließend) in§ 6 Abs. 2 die materiell-rechtlichen Voraussetzungen für die
Abweichung von Zielen der Raumordnung: Einern Antrag auf Zielabweichung soll stattgegeben
werden, wenn die Abweichung unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist und die
Grundzüge der Planung nicht berührt werden. Damit werden zwei Tatbestandvoraussetzungen
definiert, die kumulativ erfüllt sein müssen. Das ROG nimmt dabei eine abschließende Definition
der zu erfüllenden materiell-rechtlichen Tatbestandsvoraussetzungen vor. $11Abs. 3 ThürLPIG
enthält keine weiteren materiell-rechtlichen Voraussetzungen für die Abweichung von Zielen der
Raumordnung, sondern beschränkt sich auf die Normierung des formellen Verfahrens (z. B. er­
forderliches Einvernehmen der oberen Landesplanungsbehörde mit der betroffenen Regionalen
Planungsgemeinschaft sowie den betroffenen oberen Landesbehörden).

Laut Vorentwurf der 1. Änderung des Flächennutzungsplanes dient die Planung ausschließlich der
angestrebten Erweiterung eines ortsansässigen Betriebes. Aus der angestrebten Plandarstellung
(Gewerbliche Baufläche) selbst lässt sich diese Absicht nicht entnehmen: Die Darstellung einer
gewerblichen Baufläche im Flächennutzungsplan kann als Grundlage für jedwede Festsetzung
eines Gewerbe-, Industriegebietes oder (bei entsprechender Zweckbestimmung) eines Sonstigen
Sondergebietes im Bebauungsplan dienen (die genannten Festsetzungen ließen sich gemäß§ 8
Abs. 2 Satz 1 BauGB aus der Darstellung des FNP entwickeln). Die zugehörigen Erläuterungen
zur angestrebten 1. Änderung des Flächennutzungsplanes stehen damit nicht im Einklang mit der
vorgesehenen Darstellung als gewerblicher Baufläche.

Aus Sicht der Regionalen Planungsgemeinschaft sollte bereits auf Ebene der Flächennutzungs­
planung soweit wie möglich sichergestellt werden, dass die Flächen im direkten Anschluss an das
Gelände der Fa. JTJ SONNEBORN INDUSTRIE GmbH für eine Erweiterung dieses ansässigen
Betriebes vorgehalten werden. Durch die Darstellung als Sonstiges Sondergebiet oder als Son­
derbaufläche mit entsprechender Zweckbestimmung wird die konkrete Planungsabsicht (Betriebs­
erweiterung) bereits auf Ebene der Flächennutzungsplanung soweit wie möglich gesichert und
verhindert, dass einem ansässigen Unternehmen Erweiterungsmöglichkeiten aufgrund der An­
siedlung eines anderweitigen Unternehmens im unmittelbaren Umfeld genommen werden.

Diese Empfehlung führt jedoch nicht zur Versagung des Einvernehmens der Regionalen Pla­
nungsgemeinschaft zur aktuell beabsichtigten Darstellung einer gewerblichen Baufläche im Rah­
men der 1. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Sonneborn. Ausschlaggebend
für den Beschluss ist, dass aus Sicht der Regionalen Planungsgemeinschaft die materiellen Vo­
raussetzungen einer Zielabweichung gemäß § 6 Abs. 2 ROG für die Darstellung einer gewerbli­
chen Baufläche nicht vorliegen: Aus dieser Darstellung können gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB
vielfältige Festsetzungen eines Bebauungsplanes entwickelt werden. Folglich können damit - auf
Grundlage des aus dem Flächennutzungsplan entwickelten Bebauungsplanes - vielfältige Vorha­
ben begründet werden. Beispielhaft genannt sei hier die Ansiedlung eines Störfallbetriebes mit
erhöhtem Gefahrenpotential für die Umgebung. Unabhängig des konkreten begründeten Vorha­
bens ist jedoch festzuhalten, dass eine Erweiterung des vorhandenen Gewerbegebietes „Am Arz­
bach" bei einer Neuansiedlung (bzw. ggf. der Neuansiedlung mehrerer Unternehmen) im ange-
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strebten Änderungsbereich zu einer deutlichen Vergrößerung bei gleichzeitig qualitativer Aufwer­
tung des Standortes führen würde (allein quantitative Vergrößerung von derzeit ca. 41 ha auf ca.
48 ha). Ein wesentliches Grundgerüst des Regionalplanes Mittelthüringen und damit ein Grundzug
der Planung ist die Schaffung abgestufter Standorte für eine gewerbliche und industrielle Entwick­
lung: In Ergänzung der im Landesentwicklungsprogramm Thüringen festgelegten Industriegroß­
flächen werden in Ziel 2-2 i.V.m. Grundsatz 2-7 des Regionalplanes regional bedeutsame Indust­
rie-und Gewerbeansiedlungen mit einer Größenordnung von ca. 50 ha gesichert. Diese regional
bedeutsamen Industrie- und Gewerbegebiete sowie die bestehenden großen Industrie- und Ge­
werbegebiete sollen vorrangig ausgelastet und ihre Wirksamkeit für die Region gestärkt werden.
Gemäß Grundsatz 2-9 des Regionalplanes können darüber hinaus neue Industrie- und Gewerbe­
gebiete ab ca. 50 ha Flächengröße nur im Einvernehmen mit der Regionalen Planungsgemein­
schaft entwickelt werden. Hierzu wird in der Begründung ausgeführt: ,,Mit den Vorranggebieten
Großflächige Industrieansiedlungen und Regional bedeutsame Industrie- und Gewerbeansiedlun­
gen wird in Mittelthüringen ein umfangreiches Potenzial an Industrie- und Gewerbegebieten vor­
gehalten. Flächenentwicklungen dieser Größenordnung haben in jedem Fall Auswirkungen nicht
nur auf die umliegenden Standorte sondern darüber hinaus auf einen größeren Raum."
Die quantitative Erweiterung bei gleichzeitiger qualitativer Aufwertung des vorhandenen Gewer­
begebietes „Am Arzbach" ließe einen Standort entstehen, der sich nicht in das regionalplanerisch
abgestimmte, gestufte Standortsystem einfügt. Es bedürfe einer regionalplanerischen Betrachtung
und Bewertung des Standortes im Vergleich mit allen anderen Standorten in der Planungsregion
Mittelthüringen, die nur im Zuge einer Neuaufstellung des Regionalplanes erfolgen könnte. Folg­
lich sind von der beabsichtigten Darstellung einer gewerblichen Baufläche Grundzüge der Planung
betroffen.

Abstimmungsergebnis:

Mitglieder gesamt: 23
Anwesende Stimmberichtigte: 21
Zustimmung: 21
Gegenstimmen: 0
Enthaltung: 0
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